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Teil 1 Personalvertretungen im Bundesdienst

Kapitel 1 Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieser Teil gilt für die Verwaltungen des Bundes und die bundesunmittelbaren
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie die Gerich-
te des Bundes. Zu den Verwaltungen im Sinne dieses Gesetzes gehören auch die
Betriebsverwaltungen.
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und
erzieherischen Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform; ihnen bleibt die
selbstständige Ordnung eines Personalvertretungsrechts überlassen.

§ 2 Grundsätze der Zusammenarbeit

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten unter Beachtung der Gesetze und
Tarifverträge vertrauensvoll zum Wohl der Beschäftigten und zur Erfüllung der der
Dienststelle obliegenden Aufgaben zusammen.
(2) Dienststelle und Personalvertretung haben alles zu unterlassen, was geeignet ist,
die Arbeit und den Frieden der Dienststelle zu beeinträchtigen. Insbesondere dürfen
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Gesetzestext §§ 3–5

sie keine Maßnahmen des Arbeitskampfes gegeneinander durchführen. Die Zuläs-
sigkeit von Arbeitskämpfen tariffähiger Parteien wird hierdurch nicht berührt.
(3) Außenstehende Stellen dürfen erst angerufen werden, wenn eine Einigung in der
Dienststelle nicht erzielt worden ist.
(4) Dienststelle und Personalvertretung haben darüber zu wachen, dass alle Ange-
hörigen der Dienststelle nach Recht und Billigkeit behandelt werden. Dazu zählt
insbesondere, dass jede Benachteiligung von Personen wegen ihrer ethnischen
Herkunft, ihrer Abstammung oder sonstigen Herkunft, ihrer Nationalität, ihrer Religi-
on oder Weltanschauung, ihrer Behinderung, ihres Alters, ihrer politischen oder ge-
werkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts oder
ihrer sexuellen Identität unterbleibt. Dabei müssen Dienststelle und Personalvertre-
tung sich so verhalten, dass das Vertrauen der Verwaltungsangehörigen in die Ob-
jektivität und Neutralität ihrer Amtsführung nicht beeinträchtigt wird.
(5) Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle und ihre oder seine Vertretung sowie
die Personalvertretung und ihre Mitglieder haben jede parteipolitische Betätigung
in der Dienststelle zu unterlassen; die Behandlung von Tarif-, Besoldungs- und Sozi-
alangelegenheiten wird hierdurch nicht berührt.

§ 3 Ausschluss abweichender Regelungen

Durch Tarifvertrag oder Dienstvereinbarung kann das Personalvertretungsrecht
nicht abweichend von diesem Gesetz geregelt werden.

§ 4 Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Beschäftigten, die nach dem für die

Dienststelle maßgebenden Tarifvertrag oder nach der Dienstordnung Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sind, die als übertarifliche Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer beschäftigt werden oder die sich in einer beruflichen Ausbildung
befinden,

2. Arbeitstage die Wochentage Montag bis Freitag mit Ausnahme der gesetzlichen
Feiertage,

3. Beamtinnen und Beamte die Beschäftigten, die nach den jeweils für sie gelten-
den Beamtengesetzen Beamtinnen und Beamte sind,

4. Behörden der Mittelstufe die der obersten Dienstbehörde im Sinne dieses Ge-
setzes unmittelbar nachgeordneten Behörden, denen andere Dienststellen
nachgeordnet sind,

5. Beschäftigte im öffentlichen Dienst vorbehaltlich des Absatzes 2 die Beamtin-
nen und Beamten sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einschließlich
der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten sowie Richterinnen und Richter, die
an eine der in § 1 Absatz 1 genannten Verwaltungen oder zur Wahrnehmung
einer nichtrichterlichen Tätigkeit an ein Gericht des Bundes abgeordnet sind,

6. Dienststellen vorbehaltlich des § 6 die einzelnen Behörden, Verwaltungsstellen
und Betriebe der in § 1 Absatz 1 genannten Verwaltungen sowie die Gerichte,

7. Personalvertretungen die Personalräte, die Stufenvertretungen und die Gesamt-
personalräte.

(2) Als Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht Personen,
1. deren Beschäftigung überwiegend durch Beweggründe karitativer oder religiö-

ser Art bestimmt ist oder
2. die überwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung oder Erziehung be-

schäftigt werden.

§ 5 Gruppen von Beschäftigten

Die Beamtinnen und Beamten sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bil-
den je eine Gruppe. Die in § 4 Absatz 1 Nummer 5 bezeichneten Richterinnen und
Richter treten zur Gruppe der Beamtinnen und Beamten hinzu.
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§§ 6–10 BPersVG

§ 6 Dienststellenaufbau, gemeinsame Dienststellen

(1) Die einer Behörde der Mittelstufe unmittelbar nachgeordnete Behörde bildet mit
den ihr nachgeordneten Stellen eine Dienststelle. Dies gilt nicht, soweit die weiter
nachgeordneten Stellen im Verwaltungsaufbau nach Aufgabenbereich und Organi-
sation selbstständig sind.

(2) Bei gemeinsamen Dienststellen des Bundes und anderer Körperschaften gelten
nur die im Bundesdienst Beschäftigten als zur Dienststelle gehörig.

§ 7 Verselbstständigung von Nebenstellen und Dienststellenteilen

Nebenstellen und Teile einer Dienststelle, die räumlich weit von dieser entfernt lie-
gen, gelten als selbstständige Dienststellen, wenn die Mehrheit ihrer wahlberechtig-
ten Beschäftigten dies in geheimer Abstimmung beschließt. Der Beschluss ist für
die folgende Wahl und die Amtszeit der aus ihr hervorgehenden Personalvertretung
wirksam.

§ 8 Vertretung der Dienststelle

Für die Dienststelle handelt ihre Leiterin oder ihr Leiter. Sie oder er kann sich bei
Verhinderung durch ihre oder seine ständige Vertreterin oder ihren oder seinen stän-
digen Vertreter vertreten lassen. Bei obersten Dienstbehörden kann die Leiterin oder
der Leiter der Dienststelle auch die Leiterin oder den Leiter der Abteilung für Perso-
nal- und Verwaltungsangelegenheiten, bei Bundesoberbehörden ohne nachgeord-
nete Dienststellen und bei Behörden der Mittelstufe auch die jeweils entsprechende
Abteilungsleiterin oder den jeweils entsprechenden Abteilungsleiter zur Vertreterin
oder zum Vertreter bestimmen. Die Vertretung durch sonstige Beauftragte ist zuläs-
sig, sofern der Personalrat sich mit dieser Beauftragung einverstanden erklärt.

§ 9 Stellung der Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten mit den in der Dienststelle vertrete-
nen Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zum Wohl der Beschäftigten
und zur Erfüllung der der Dienststelle obliegenden Aufgaben vertrauensvoll zu-
sammen.

(2) Den Beauftragten der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist zur
Wahrnehmung der in diesem Gesetz genannten Aufgaben und Befugnisse nach
Unterrichtung der Dienststelle Zugang zu der Dienststelle zu gewähren, soweit dem
nicht zwingende dienstliche Gründe, zwingende Sicherheitsvorschriften oder der
Schutz von Dienstgeheimnissen entgegenstehen.

(3) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Arbeitgeber, insbe-
sondere die Wahrnehmung der Interessen ihrer Mitglieder, werden durch dieses
Gesetz nicht berührt. Auf Verlangen einer Gewerkschaft oder einer Vereinigung der
Arbeitgeber hat die Dienststelle in ihrem Intranet auf den Internetauftritt der Gewerk-
schaft oder der Arbeitgebervereinigung zu verlinken.

(4) Beschäftigte, die Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, werden in der
Betätigung für ihre Gewerkschaft auch in der Dienststelle nicht beschränkt.

(5) Die Personalvertretung hat sich für die Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Be-
schäftigten einzusetzen.

§ 10 Behinderungs-, Benachteiligungs- und Begünstigungsverbot

Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen, dürfen
dabei nicht behindert und deswegen nicht benachteiligt oder begünstigt werden;
dies gilt auch in Bezug auf ihre berufliche Entwicklung.
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Gesetzestext §§ 11–14

§ 11 Schweigepflicht

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen oder
wahrgenommen haben, haben über die ihnen dabei bekannt werdenden oder be-
kannt gewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren.
Abgesehen von den Fällen des § 66 Absatz 2 Satz 1 und des § 125 gilt die Schwei-
gepflicht nicht
1. für Mitglieder der Personalvertretung und der Jugend- und Auszubildendenver-

tretung gegenüber den übrigen Mitgliedern der Vertretung,
2. für die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Personen gegenüber der zuständigen

Personalvertretung,
3. gegenüber der vorgesetzten Dienststelle, der bei ihr gebildeten Stufenvertre-

tung und gegenüber dem Gesamtpersonalrat sowie
4. für die Anrufung der Einigungsstelle.

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht in Bezug auf Angelegenheiten oder Tatsachen,
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

§ 12 Unfallfürsorge

Erleidet eine Beamtin oder ein Beamter anlässlich der Wahrnehmung von Rechten
oder der Erfüllung von Pflichten nach diesem Gesetz einen Unfall, der im Sinne der
beamtenrechtlichen Unfallfürsorgevorschriften ein Dienstunfall wäre, so sind diese
Vorschriften entsprechend anzuwenden.

Kapitel 2 Personalrat

Abschnitt 1 Wahl und Zusammensetzung des Personalrats

§ 13 Bildung von Personalräten

(1) In Dienststellen, die in der Regel mindestens fünf Wahlberechtigte beschäftigen,
von denen drei wählbar sind, werden Personalräte gebildet.

(2) Dienststellen, bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht gegeben
sind, werden von der übergeordneten Dienststelle im Einvernehmen mit der Stufen-
vertretung einer benachbarten Dienststelle zugeordnet.

§ 14 Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind Beschäftigte, die am Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet
haben, es sei denn, dass sie
1. infolge Richterspruchs das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen

oder zu stimmen, nicht besitzen,
2. am Wahltag seit mehr als zwölf Monaten beurlaubt sind oder
3. Altersteilzeit im Blockmodell ausüben und sich am Wahltag in der Freistellung

befinden.

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet ist, wird dort wahlberechtigt, sobald die
Abordnung länger als drei Monate gedauert hat; im gleichen Zeitpunkt verliert er
das Wahlrecht in der bisherigen Dienststelle. Das gilt nicht für Beschäftigte, die
als Mitglieder einer Stufenvertretung oder des Gesamtpersonalrats freigestellt sind.
Satz 1 gilt ferner nicht, wenn feststeht, dass die oder der Beschäftigte binnen weite-
rer neun Monate zur bisherigen Dienststelle zurückkehren wird. Hinsichtlich des
Verlustes des Wahlrechts in der bisherigen Dienststelle gelten die Sätze 1 und 3
entsprechend in Fällen einer Zuweisung nach § 29 des Bundesbeamtengesetzes,
nach den tarifvertraglichen Bestimmungen oder auf Grund entsprechender arbeits-
vertraglicher Vereinbarung.
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§§ 15–17 BPersVG

(3) Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst sowie Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in entsprechender Berufsausbildung sind nur bei ihrer Stammbehörde
wahlberechtigt.

§ 15 Wählbarkeit

(1) Wählbar sind die Wahlberechtigten, die am Wahltag
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben und
2. seit sechs Monaten Beschäftigte im öffentlichen Dienst des Bundes sind.
Besteht die Dienststelle weniger als ein Jahr, ist Satz 1 Nummer 2 nicht anzu-
wenden.
(2) Nicht wählbar sind
1. Beschäftigte, die infolge Richterspruchs nicht die Fähigkeit besitzen, Rechte

aus öffentlichen Wahlen zu erlangen,
2. Beschäftigte, die am Wahltag noch länger als zwölf Monate beurlaubt sind,
3. für die Wahl in eine Stufenvertretung die in § 14 Absatz 3 genannten Personen

oder
4. für die Wahl der Personalvertretung ihrer Dienststelle die in § 8 genannten Per-

sonen sowie Beschäftigte, die zu selbstständigen Entscheidungen in Personal-
angelegenheiten der Dienststelle befugt sind.

§ 16 Zahl der Personalratsmitglieder

(1) Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel
1. 5 bis 20 wahlberechtigten Beschäftigten aus einem Mitglied,
2. 21 Wahlberechtigten bis 50 Beschäftigten aus drei Mitgliedern,
3. 51 bis 150 Beschäftigten aus fünf Mitgliedern,
4. 151 bis 300 Beschäftigten aus sieben Mitgliedern,
5. 301 bis 600 Beschäftigten aus neun Mitgliedern,
6. 601 bis 1 000 Beschäftigten aus elf Mitgliedern.
Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in Dienststellen mit 1 001 bis 5 000 Beschäftigten
um je zwei Mitglieder für je weitere angefangene 1 000 Beschäftigte und in Dienst-
stellen mit mehr als 5 000 Beschäftigten um je zwei Mitglieder für je weitere ange-
fangene 2 000 Beschäftigte.
(2) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt 31.

§ 17 Sitzverteilung auf die Gruppen

(1) Sind in der Dienststelle Angehörige verschiedener Gruppen beschäftigt, so muss
jede Gruppe entsprechend ihrer Stärke im Personalrat vertreten sein, wenn dieser
aus mindestens drei Mitgliedern besteht. Bei gleicher Stärke der Gruppen entschei-
det das Los. Macht eine Gruppe von ihrem Recht, im Personalrat vertreten zu sein,
keinen Gebrauch, so verliert sie ihren Anspruch auf Vertretung.
(2) Der Wahlvorstand errechnet die Verteilung der Sitze auf die Gruppen nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl.
(3) Eine Gruppe erhält
1. bei weniger als 51 Gruppenangehörigen mindestens eine Vertreterin oder einen

Vertreter,
2. bei 51 bis 200 Gruppenangehörigen mindestens zwei Vertreterinnen oder Ver-

treter,
3. bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen mindestens drei Vertreterinnen oder Ver-

treter,
4. bei 601 bis 1 000 Gruppenangehörigen mindestens vier Vertreterinnen oder Ver-

treter,
5. bei 1 001 bis 3 000 Gruppenangehörigen mindestens fünf Vertreterinnen oder

Vertreter,
6. bei mehr als 3 000 Gruppenangehörigen mindestens sechs Vertreterinnen oder

Vertreter.
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Gesetzestext §§ 18–20

(4) Die Zahl der Mitglieder eines Personalrats, der nach § 16 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 aus drei Mitgliedern besteht, erhöht sich auf vier Mitglieder, wenn eine Grup-
pe mindestens ebenso viele Beschäftigte zählt wie die beiden anderen Gruppen
zusammen. Das vierte Mitglied steht der stärksten Gruppe zu.
(5) Eine Gruppe, der in der Regel nicht mehr als fünf Beschäftigte angehören, erhält
nur dann eine Vertretung, wenn sie mindestens 5 Prozent der Beschäftigten der
Dienststelle umfasst. Erhält sie keine Vertretung und findet Gruppenwahl statt, so
kann sich jede und jeder Angehörige dieser Gruppe durch Erklärung gegenüber
dem Wahlvorstand einer anderen Gruppe anschließen.
(6) Die Verteilung der Mitglieder des Personalrats auf die Gruppen kann abweichend
geordnet werden, wenn jede Gruppe dies vor der Neuwahl in getrennter geheimer
Abstimmung beschließt.
(7) Für jede Gruppe können auch Angehörige anderer Gruppen vorgeschlagen wer-
den. Die Gewählten gelten als Vertreterinnen oder Vertreter derjenigen Gruppe, für
die sie vorgeschlagen worden sind. Satz 2 gilt auch für Ersatzmitglieder.

§ 18 Berücksichtigung der Beschäftigungsarten und Geschlechter

(1) Der Personalrat soll sich aus Vertreterinnen und Vertretern der verschiedenen
Beschäftigungsarten zusammensetzen.
(2) Frauen und Männer sollen im Personalrat entsprechend dem Zahlenverhältnis in
der Dienststelle vertreten sein.

§ 19 Wahlgrundsätze und Wahlverfahren

(1) Der Personalrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt.
(2) Besteht der Personalrat aus mehr als einer Person, so wählen die Beamtinnen
und Beamten sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Vertreterinnen
und Vertreter nach § 17 jeweils in getrennten Wahlgängen, es sei denn, dass die
wahlberechtigten Angehörigen jeder Gruppe vor der Neuwahl in getrennten gehei-
men Abstimmungen die gemeinsame Wahl beschließen. Der Beschluss bedarf der
Mehrheit der Stimmen aller Wahlberechtigten jeder Gruppe.
(3) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt. Wird nur
ein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Personenwahl statt. In Dienststellen, deren
Personalrat aus einer Person besteht, wird dieser mit Stimmenmehrheit gewählt.
Das Gleiche gilt für Gruppen, denen nur eine Vertreterin oder ein Vertreter im Perso-
nalrat zusteht.

§ 20 Wahlvorschläge

(1) Zur Wahl des Personalrats können die wahlberechtigten Beschäftigten und die
in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften Wahlvorschläge machen. Jeder
Wahlvorschlag der Beschäftigten muss von mindestens 5 Prozent der wahlberech-
tigten Gruppenangehörigen, jedoch mindestens von drei Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein. In jedem Fall genügt die Unterzeichnung durch 50 wahlberechtigte
Gruppenangehörige. Die nach § 15 Absatz 2 Nummer 4 nicht wählbaren Beschäf-
tigten dürfen keine Wahlvorschläge machen oder unterzeichnen.
(2) Ist gemeinsame Wahl beschlossen worden, so muss jeder Wahlvorschlag der
Beschäftigten von mindestens 5 Prozent der wahlberechtigten Beschäftigten unter-
zeichnet sein; Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.
(3) Werden bei gemeinsamer Wahl für eine Gruppe gruppenfremde Bewerberinnen
oder Bewerber vorgeschlagen, muss der Wahlvorschlag von mindestens 10 Prozent
der wahlberechtigten Angehörigen der Gruppe unterzeichnet sein, für die sie vorge-
schlagen sind. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
(4) Eine Person kann nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden.
(5) Jeder Wahlvorschlag einer Gewerkschaft muss von zwei Beauftragten unter-
zeichnet sein; die Beauftragten müssen Beschäftigte der Dienststelle sein und einer
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in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft angehören. Bei Zweifeln an der Beauf-
tragung kann der Wahlvorstand verlangen, dass die Gewerkschaft die Beauftragung
bestätigt.

§ 21 Bestellung des Wahlvorstands durch den Personalrat

Spätestens acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit bestellt der Personalrat drei Wahl-
berechtigte, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, als Wahlvorstand und eine
oder einen von ihnen als Vorsitzende oder Vorsitzenden. Der Personalrat kann die
Zahl der Wahlvorstandsmitglieder erhöhen, wenn dies zur ordnungsgemäßen
Durchführung der Wahl erforderlich ist. Der Wahlvorstand muss aus einer ungera-
den Zahl von Mitgliedern bestehen. Sind in der Dienststelle Angehörige verschiede-
ner Gruppen beschäftigt, so muss jede Gruppe im Wahlvorstand vertreten sein. Hat
die Dienststelle weibliche und männliche Beschäftigte, sollen dem Wahlvorstand
Frauen und Männer angehören. Für jedes Mitglied des Wahlvorstands sollen für den
Fall seiner Verhinderung bis zu drei Ersatzmitglieder bestellt werden. Jeweils eine
Beauftragte oder ein Beauftragter der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaf-
ten ist berechtigt, an den Sitzungen des Wahlvorstands mit beratender Stimme teil-
zunehmen.

§ 22 Wahl des Wahlvorstands durch die Personalversammlung

(1) Besteht sechs Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Personalrats kein Wahlvor-
stand, so beruft die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle auf Antrag von mindes-
tens drei Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft
eine Personalversammlung zur Wahl des Wahlvorstands ein. § 21 gilt entsprechend.
Die Personalversammlung wählt eine Versammlungsleiterin oder einen Versamm-
lungsleiter.

(2) Besteht in einer Dienststelle, die die Voraussetzungen des § 13 erfüllt, kein Per-
sonalrat, so beruft die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle eine Personalver-
sammlung zur Wahl des Wahlvorstands ein. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 23 Bestellung des Wahlvorstands durch die Leiterin oder den Leiter der
Dienststelle

Findet eine Personalversammlung nach § 22 nicht statt oder wählt die Personalver-
sammlung keinen Wahlvorstand, so bestellt ihn die Leiterin oder der Leiter der
Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder einer in der
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft.

§ 24 Aufgaben des Wahlvorstands

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich nach seiner Bestellung einzuleiten;
die Wahl soll spätestens zwei Wochen vor dem Ende der Amtszeit des Personalrats
stattfinden. Kommt der Wahlvorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so beruft die
Leiterin oder der Leiter der Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlberech-
tigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine Personalver-
sammlung zur Wahl eines neuen Wahlvorstands ein. § 22 Absatz 1 Satz 3 und § 23
gelten entsprechend.

(2) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die
Auszählung der Stimmen vor, stellt deren Ergebnis in einem Protokoll fest und gibt
es den Angehörigen der Dienststelle bekannt. Der Leiterin oder dem Leiter der
Dienststelle und den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist eine Kopie
des Protokolls zu übersenden.
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